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ln die Ratsversammlung

Anfrag* gem. §'14 der Geschäftsordnung des Rates der LHH

Hechtsa nspruch auf Ganztagsgrundschule

lm Koalitionsvertrag auf Bundesebene streben CDU/CSU und §PD einen Rechtsanspruch auf sanztags-
betreuung an Grundschulen ab 20ZS an.

Laut Schulentwicklungsplan von 2017 haben in Hannover derzeit 4l- von 60 Schulen Ganztagsbetrieb.
Das bedeutet, dass statistisch ri.rnd 2/3 cJer Schulen für die Gesetzesänderung zumindest konzeptionell
vorbereitet sind. Allerdings ist die Verteilung der Ganztagsschulen im Stadtgebiet sehr unterschiedlich.
Während in einigen Stadtbezirke n tüü% der Schuien Ganztagsangebote vorhalten, bietet in einigen
Stadtbezirken nur jede zweite Schule oder sogar noch weniger Ganztagsangebote an.

*a ir* Gegensatz zur Wahl des Kindergartenplatzes die Schulwahl an schuäbezirke gebunden ist, ist eine
stadtweite Deckung des Rechtsanspruchs nicht ausreichend. Vieimehr muss der Rechtsanspruch in den
jewei!igen Schulbezirken erfüllt werden_

Aufgrr;nd dieser neuen Situation stellt sich die Frage nach einer veränderten priorlsierung im Ausbai.r r*er
Ganztagsbetreu ung.

Vor diesem ä-iintergru*d

fragen wir die Verwaltung:

1. W:e hoch schätzt die verwaltung den prozentualen Bedarf fLir eine f,rfüi!ung der gesetzlichen
Quot* in den jeweiligen Schulbezirker: und wie kommt die Verwaltung zu dieser Annal-rn:e?

2. Sind MIaßnahmen wie eine neue Prioritätensetzung im Ganztagsausbau oder eine Aufhebung
der Schuf bezirke vor" dem l-{intergrund des kommenden Rechtsanspruchs angedacht und wenn
ja welche Maßnahrnen sind dies. wenn nein, warum nicht?

3. Müssen Angebote der l'Jachmittagsbetreuung durclr l4orte und freie Träger der Kinder- und lu-
gendhilfe zukünftig dem Rechtsanspruch auf Ganztagsgrundschule weichen oder können sie in
Kooperationsmodellen ebenfalls den Rechtsanspruch erfüllen? Wenn nein, welche Auswirkun,
gen hat di*s auf zukünftlge Förderung solcher,Ang*bote der Nachmittagsbetreuung?


